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Einleitung

Die Einkommensteuer ist eine Steuer auf den Hinzuerwerb. Für die Besteuerung
ist daher zwischen der Erwerbs- und der Privatsphäre zu differenzieren. Für den
Bereich der Erwerbssphäre ist unzweifelhaft, dass diesem Bereich zuordenbare
Aufwendungen abzugsfähig sind (objektives Nettoprinzip1). Hingegen gilt für den
Bereich der Privatsphäre, dass in dieser wurzelnde Ausgaben grundsätzlich nicht
abzugsfähig sind. Von diesem Grundsatz der Unbeachtlichkeit der privaten Le-
bensführung sieht der Gesetzgeber jedoch verschiedene Ausnahmen vor. Dies gilt
namentlich für die Kategorie der Sonderausgaben (§§ 10 ff. EStG).2Der Gesetzgeber
hat den Sonderausgaben abschließend einzelne Arten von Privataufwendungen zu-
geordnet, die steuermindernd berücksichtigt werden können. Der Blick in den Ka-
talog der Tatbestände zeigt, dass diese sehr heterogen sind. Beispielsweise können
als Sonderausgaben Vorsorgeaufwendungen, die Kirchensteuer, Berufsausbil-
dungskosten, Schulgeld und Spenden von der Bemessungsgrundlage abgezogen
werden. Ein einheitlicher Leitgedanke liegt den Tatbeständen nicht zugrunde. Teils
geht es um die Steuerfreistellung des Existenzminimums, teils um die Normierung
von Förderungs- und Lenkungstatbeständen. Darüber hinaus weisen einzelne als
Sonderausgaben abzugsfähige Aufwendungen einen Bezug zur Erwerbssphäre auf.
Auch bestehen Unterschiede bei der Abzugsfähigkeit der Höhe nach; der Gesetz-
geber differenziert zwischen unbeschränkt und beschränkt abzugsfähigen Auf-
wendungen. Dementsprechend vielschichtig sind auch die aufgeworfenen Fragen,
die sich aus einem einfachrechtlichen, verfassungsrechtlichen und unionsrechtlichen
Blickwinkel stellen.

1 Das Bundesverfassungsgericht hat bisher offen gelassen, ob das objektive Nettoprinzip
verfassungsrechtlich verankert ist, und fordert jedenfalls wegen des Art. 3 I GG eine folge-
richtige Umsetzung der mit § 2 II EStG getroffenen Belastungsentscheidung, vgl. BVerfG v.
23.01.1990, 1 BvL 4/87, 1 BvL 5/87, 1 BvL 6/87 u.a., BVerfGE 81, 228 (237); v. 30.09.1998,
2 BvR 1818/91, BVerfGE 99, 88 (97); v. 04.12.2002, 2 BvR 400/98, 2 BvR 1735/00, BVerfGE
107, 27 (48); v. 09.12.2008, 2 BvL 1/07, 2 BvL 2/07, 2 BvL 1/08 u.a., BVerfGE 122, 210
(234); v. 12.10.2010, 1 BvL 12/07, BVerfGE 127, 224 (248 f.).

2 Die Kategorie der Sonderausgaben wurde mit dem Einkommensteuergesetz v. 24.10.
1934 (RGBl I 1934, 1005 ff.) eingeführt. Auch in den früheren Fassungen des Einkommen-
steuergesetzes waren abschließend aufgezählte Privataufwendungen abziehbar: im Einkom-
mensteuergesetz v. 10.08.1925 (RGBl I 1925, 189 ff.) nach § 15 I Nr. 3 EStG a.F. oder als
Sonderleistungen i.S.v. § 17 EStG a.F.; im Einkommensteuergesetz v. 29.03.1920 (RGBl 1920,
359 ff.) im Rahmen des § 13 EStG a.F.; im Einkommensteuergesetz v. 19.06.1906 (Gesetz-
Sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten 1906, 260 ff.) nach § 8 II EStG a.F. und v.
24.06.1891 (Gesetz-Sammlung für die Königlichen Preußischen Staaten 1891, 175 ff.) nach
§ 9 EStG a.F.



Während es dem Grunde nach allgemein anerkannt ist, dass das für die Exis-
tenzsicherung gebundene Einkommen von Verfassungs wegen verschont werden
muss (Art. 1 I GG i.V.m. Art. 20 I GG),3 ist die genaue Reichweite eines solchen
Gebots und damit auch dessen Einwirkung auf die Sonderausgaben ungeklärt.4 Dies
gilt ebenso für die Frage, ob andere indisponible Aufwendungen jenseits der Exis-
tenzsicherung von Verfassungs wegen berücksichtigt werden müssen.5 Soweit der
Gesetzgeber nach den vorgenannten Grundsätzen nicht verpflichtet ist, das für die
private Lebensführung aufgewendete Einkommen von der Besteuerung auszuneh-
men, ist es einkommensteuerrechtlich belastbar. Daher stellt sich die Zuordnung
derartiger Aufwendungen zu den Sonderausgaben vor dem Hintergrund der Belas-
tungsgleichheit als rechtfertigungsbedürftig dar. Die Anforderungen an die Recht-
fertigung solcher Förderungs- und Lenkungstatbestände werden von der Literatur
und der Rechtsprechung zum Teil unterschiedlich bestimmt.6 Als problematisch

3 Vgl. BVerfG v. 29.05.1990, 1 BvL 20/84, 1 BvL 26/84, 1 BvL 4/86, BVerfGE 82, 60 (85);
v. 10.11.1998, 2 BvR 1057/91, 2 BvR 1226/91, 2 BvR 980/91, BVerfGE 99, 216 (233);
v. 13.02.2008, 2 BvL 1/06, BVerfGE 120, 125 (154 f.), hinsichtlich der Literatur statt aller
Moes, Die Steuerfreiheit des Existenzminimums vor demBundesverfassungsgericht, S. 171 ff.;
Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 273 f., 286.

4 Die Frage nach der Reichweite des Schutzes des Existenzminimums „vor oder nach
Steuern“ und damit verbunden die Frage nach den verfassungsrechtlich zulässigen Steuer-
freistellungsmethoden hat das Bundesverfassungsgericht für das individuelle und das familiäre
Existenzminimum unterschiedlich beantwortet, vgl. BVerfG v. 25.09.1992, 2 BvL 5/91, 2 BvL
8/91, 2 BvL 14/91, BVerfGE87, 153 (169 f.), sowieBVerfG v. 29.05.1990, 1 BvL20/84, 1 BvL
26/84, 1 BvL 4/86, BVerfGE 82, 60 (90); v. 10.11.1998, 2 BvL 42/93, BVerfGE 99, 246
(264 f.). Zuletzt hat es jedoch die Frage offen gelassen, ob demGesetzgeber neben einemAbzug
von der Bemessungsgrundlage auch noch andere Methoden zur Steuerfreistellung des indivi-
duellen Existenzminimums zur Verfügung stehen, vgl. BVerfG v. 13.02.2008, 2 BvL 1/06,
BVerfGE 120, 125 (158). Hingegen hält die überwiegende steuerjuristische Literatur einen
Abzug von der Bemessungsgrundlage generell für geboten, vgl. hierzu stellvertretend Hey, in:
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 8Rn. 87;P. Kirchhof, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 2Rn.
A 679; Lehner, Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht, S. 172, 176 f. A.A. namentlich
Bareis, DB 2012, 994 (999); Moes, Die Steuerfreiheit des Existenzminimums vor dem Bun-
desverfassungsgericht, S. 149, 155 ff., 171 ff.

5 So nach der Lehre vom indisponiblen Einkommen u.a. Böckenförde, StuW 1986, 335
(336); zurückhaltender Englisch, DStJG 37 (2014), 159 (168); P. Kirchhof, in: Handbuch des
Staatsrechts, Bd. V, § 118 Rn. 187; Söhn, StuW 1985, 395 (400 f.). A.A. Moes, Die Steuer-
freiheit des Existenzminimums vor dem Bundesverfassungsgericht, S. 155 ff.; Wernsmann,
StuW 1998, 317 (326 ff.).

6 Das Bundesverfassungsgericht erkennt dem Gesetzgeber bei der Auswahl des Förde-
rungs- und Lenkungszwecks einen weiten Entscheidungs- und Gestaltungsspielraum zu,
während die Bindungsintensität bei der Ausgestaltung der Tatbestände – nach der neueren
Rechtsprechung – auch von „Umfang und Ausmaß“ der Belastungsunterschiede abhängig ist,
vgl. BVerfG v. 17.12.2014, 1 BvL 21/12, BVerfGE 138, 136 (181, 182 f.); v. 24.03.2015,
1 BvR2880/11, BVerfGE 139, 1 (14); v. 23.06.2015, 1 BvL13/11, 1 BvL14/11, BVerfGE 139,
285 (309 f.). Hingegen bejaht die überwiegende Literatur jedenfalls bei der Ausgestaltung, vgl.
stellvertretend Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 222,
242 ff.;Droege, Gemeinnützigkeit im offenen Steuerstaat, S. 407 f., zumTeil auch schon bei der
Auswahl des Förderungs- und Lenkungszwecks eine strenge Bindung des Gesetzgebers, vgl.
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erweist sich auch die Qualifikation von Aufwendungen als Sonderausgaben, die
einen Bezug zur Erwerbssphäre aufweisen, beispielsweise die Berufsausbildungs-
kosten7. Die Zuordnung entweder zu den Betriebsausgaben/Werbungskosten oder zu
den Sonderausgaben ist nämlich nicht nur eine Frage rein dogmatischer Natur,
sondern kann sich für die Steuerpflichtigen insbesondere wegen der fehlenden
Verlustabzugsmöglichkeit unterschiedlich auswirken. Anders als Erwerbsaufwen-
dungen, die im Rahmen der Einkünfteermittlung berücksichtigt werden (vgl. § 2 II
EStG), werden die Sonderausgaben nach § 2 IV EStG vom Gesamtbetrag der Ein-
künfte abgezogen, sodass nach § 10d EStG vor- und rücktragsfähige negative Ein-
künfte nicht entstehen können.8 Die Zuordnung zu den Sonderausgaben erscheint
daher im Hinblick auf das objektive Nettoprinzip9 bedenklich.

Verfassungsrechtliche Fragen werden auch dadurch aufgeworfen, dass die Son-
derausgaben nach § 2 IV EStG von der Bemessungsgrundlage abgezogen werden.
Aufgrund der progressiven Ausgestaltung des Einkommensteuertarifs (§ 32a EStG)
hat dies den Effekt, dass die Entlastungswirkungenmit steigendemEinkommen, also
mit steigender Leistungsfähigkeit zunehmen. Solche Unterschiede erscheinen „un-
gerecht“, zumal gerade Besserverdiener im Vergleich zu Geringverdienern größere
steuerliche Vorteile erhalten.10 Es profitiert der Personenkreis am stärksten von der
Steuervergünstigung, der nach sozialenGesichtspunkten einer solchen amwenigsten

u. a. Birk, Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab der Steuernormen, S. 240; Hey, in:
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 19 Rn. 76.

7 Kritisch hierzu Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, § 8 Rn. 264; Söhn, in: Festschrift für
Solms, S. 97 (101 ff.). Im Rahmen der Vorlagen des BFH v. 17.07.2014, VI R 2/12, BFHE 247,
25 (Az. des BVerfG: 2 BvL 23/14); v. 17.07.2014, VI R 8/12, BFHE 247, 64 (Az. des BVerfG:
2 BvL 24/14); v. 17.07.2014, VI R 61/11 (Az. des BVerfG: 2 BvL 22/14); v. 17.07.2014, VI R
38/12 (Az. des BVerfG: 2 BvL 25/14); v. 17.07.2014, VI R 2/13 (Az. des BVerfG: 2 BvL 26/
14); v. 17.07.2014, VI R 72/13 (Az. des BVerfG: 2 BvL 27/14), wird das Bundesverfas-
sungsgericht über die Verfassungsmäßigkeit der Zuordnung bestimmter Berufsausbildungs-
kosten zur Privatsphäre zu entscheiden haben.

8 Vgl. 2. Kapitel § 4 I. (S. 77).
9 Nach der jedenfalls folgerichtig umzusetzenden Belastungsentscheidung des Gesetzge-

bers müssen Verluste zumindest innerhalb der Einkunftsart periodenübergreifend berück-
sichtigt werden können, vgl. BVerfG v. 30.09.1998, 2 BvR 1818/91, BVerfGE 99, 88 (97).

10 Nach der herrschenden Meinung sind die Entlastungswirkungen eines Abzugs von der
Bemessungsgrundlage als notwendige Folge eines progressiven Tarifs verfassungsrechtlich
unbedenklich, wenn existenzsichernde Aufwendungen steuermindernd berücksichtigt werden,
vgl. BVerfG v. 29.05.1990, 1 BvL 20/84, 1 BvL 26/84, 1 BvL 4/86, BVerfGE 82, 60 (90);
P. Kirchhof, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. V, § 118 Rn. 188; Söhn, in: Kirchhof/Söhn/
Mellinghoff, EStG, § 10 Rn. A 136;Wernsmann, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO/FGO, § 4
AO Rn. 506. A.A. Bareis, DStR 2010, 565 (567).

Bei Förderungs- und Lenkungstatbeständen stoßen die progressionsbedingten Belas-
tungsunterschiede hingegen auf gleichheitsrechtliche Bedenken, vgl. stellvertretend Birk,
StuW 1989, 212 (217); P. Kirchhof, in: Handbuch des Staatsrechts, Bd. V, § 118 Rn. 50, 188;
Wernsmann, Verhaltenslenkung in einem rationalen Steuersystem, S. 77, 137 f. Insofern er-
öffnet sich nach Kirchhof, StuW 2000, 316 (324), „ein weites Feld zukünftiger Verfassungs-
rechtsprechung“.
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